
Abschr i f t  
D 1027/58 z 

In: Namen des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen den Bletsti tmacNer G 
Ü von Wilferdtngen 
wegen verbrechens gegen das Blutschutzgesetz . 

hat das Retchsgerteht, 1. Strafsenat, in der Sitzung 
vom 3; .Februar 1959. an der teilgenommen haben 

als Richter: ' 

der Senatspräsídent Dr. Schultze 
und die Reichsger tchtsräte Raestrup, Dr.Ziegler, 
.Dr. Teufel, Dr. Rhode, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Landgertchtsrat Dr. Sandrock, 

als Urkundsbeamter der GeSchäftsstelle: 
der .Sekretär Fínkler, 

auf die RevisiOn der Staatsanwaltschaft nach mündlicher -Ver= 
Nandlung für Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Urteil der Strafkammer beim Amtsgerichte 
P .T o r s h e i m vom 20.September 1958 wird verworfen. Die Kb= 
steh des Beehtsmíttels fallen der Reíchskosse zur 'Last. 

Von Rechts wegen 

Gründe ı 

D i e  Rev i s i on  der  Staatsanwaltschaft i s t  .zwar ohne E'insc'hrån= 
kund etngelept worden; es i s t  auch am Schluß der'.Reuistonsbeçrün= 
dung beantrapt worden, ,das U r t e i l  aufzuheben". Begründet i s t  d i e  
Revision jedoch nur zum .5`tıë-a.2'ausspr-uch; ` s i e  i s t  daher* ojfensi cht= 
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ich als nur in diesem beschränkten Umfang eingelegt zu verstehen, 
jedenfalls im Schuldspruch unzulässig, weil es insoweit an 

der enforderl chef Sachrüge fehlen würde. - 
Auch in dem sich hieraus ergebenden beschränkten UMfang kann 

die Revision jedoch keinen Erfolg haben. 
Die Strafkammer hat unter anderem strajhíldernd berUckstch= 

tagt, daß der Angeklagte das vernaıcnzs mit der Halbjüdtn P 
begonnen habe, ohne zu wissen, daß sie überhaupt jüdischer Abstand= 
mung sei , und daß er sich auch bis zu seiner Vernehmung am 20„JU= 
ni 1938 qfifensichtl ich Uber die rechtliche Bedeutung der Taufe 
der P nicht völlig klar geworden Set, die im Januar 1938 
noch vor seinem ersten Verkehr mit ihr erfolgt war. ES sei ,schwe= 
rer, ein gutgläubig begonnenes geschlechtsvertraultches Verhält= 
nis abzubrechen, als ein derartiges Verhältnis in Kenntnis der 
Unzulässigkeit erst anzuknUnfen" - womit Qfifenbar gemeint ist: „gar 
nicht erst anzuknüpfen'. 

Hiergegen wendet sich die Revision der Staatsanwaltschaft; 
noch íhreryAufifassung hat die Strafkammer damit den gesetzgeber= 
sehen Grundgedanken des Blutschutzgesetzes verkannt, insbesondere 
entgegen RGSt Bd. 72 S. 148 nicht das Haß der Verantwor tungslo= 
ewigkeit ausschlaggebend gewertet, das der Täter gegenuber der 
Volksgemetnschaft durch Gefährdung des deutschen Blutes und der 
deutschen Ehre gezeigt habe. . 

Naeh der ständigen Rechtsprechung des Reiehsgertchts hat 
grundsätzlich der Tatrtchter nach seinem Ermessen zu entscheiden, 
ob bei einer Zuwiderhandlung gegen § 2 des BlutsehG eine Gefäng= 
nis= oder eine Zuchthausstrafe die angemessene Sühne darstell t 
( Res: Bd. 71 S. 245 ). Er hat dabei den ' ZWeck des Strafgesetzes 
und die Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen. Die Nach= 
prqfung des .Revtstonsgerichts erstreckt sieh nur darauf, ob nicht 
der Tatrtchter sein Ermessen willkürlich, namentlich unter Ver= 
leteung des gesetzlichen Strafrohmens, ausgeübt hat oder ob er 
nicht bei der Strqfbemessung von rechtsirrígen Erwägungen beetn= 
flößt worden ist r vgl. ReSt so. 71 S. 245 ). 

Auch im Rahmen des Blutschutzgesetzes ergibt steh grundsdt:= 
lieh das Haß der vom Täter durch seine Tat bewiesenen Verantwor- 
tungslostgkeit und damit das Maß seines Verschuldens aus den ge- 
samten äußeren und inneren Umständen der Tat und aus der Persön- 

ärâ . 

'1 iCh= 

w 

0 



- 3 ııı 

1 ichkett des Täters; sie. hat daher der Richter zu ergründen und 
zu würdigen und hiernach die Schwere der Tat nach allen Richtungen 
obzuwdgen ( vgl. ReSt Bd. 71 S. 148 ). Dabei kann es auch von Be= 
deutung sein, wie der .Täter zu der Tat gekommen ist. 

Etwas von diesen GruNdsätzen jeder Strafbemessung Abwetehen= 
des hat auch das Urteil des 2. Strqfsenats RGSt Bd. 72 S. l49,a f 
das sich die .Revision der Staatsanwaltschaft beruht, nicht aus= 
sprechen wollen und köNnen; es hat nur die besondere Bedeutung 
noch einmal hervorgehoben, die bei der Bemessung ' etner Strafe wegen 
Rossenschande dem .Haß der vom Täter gegenuber der Volksgemetn= 
Schaft bewiesenen Verantwortungslosígkeít zukommt. 

Die ubrigen dort und im Reichsgeríchtsurteil vom l9„septem= 
bei 1938 ( 2 .D 546/38 = JW 1938 S.» 2952 Nr. 16 ) angestellten Er= 
Wägungen können auf den voll legenden .Fall schon deshalb nicht Uber= 
tragen werden, weil er sich von dem dortigen grundlegend unter: 
scheidet: dort hatte der Angeklagte schon längere Zeit vor dem Er- 
laß des Blutsahutzgesetzes mit seiner ihm als VOlljüdtn bekannten 
Haushälterin geschlechtliche Beziehungen unterhalten, und es wurde 
mtßbtllígt, aus diesem zwar straflosen, aber gleichwohl schon da- 
mals im Volk als uerwerfltch empfundenen Verkehr einen StrafMil= 
derungsgrund herzuleiten. 

Von einem Irrtum Uber die Raseeperhältntsse des anderen Teils, 
wie er beim Angeklagten hinsichtlich der P bestanden hatte, 
war in jenem Fall keine Rede. Gerade die Erwägung, die in dem dort 
entschiedenen .Falle die VerantwortNngslosígkett gegenüber der vbıkeá 
gemeinschaft besonders groß erscheinen ließ, tr trott also im uor= 
liegenden .Fall nicht zu. 

Daß das Verhältnis mit der P bereits angebahnt.war,als 
der Angeklagte über seinen (tatsächl chen) Irrtum aufgeklärt wurde, 
konnte rechtsgrundsätzl ich der Strafkammer .für eine geringere B@= 
Wertung seiner schuld ebensOgut Anlaß geben, wie eine falsche 
rechtliche Beurteilung der .Folgen eines ihm bekannten Sachverhalts, 
z.B. der .Taufe der P ( vgl. l D 789/56 vom }.November 1936 
= .DJ 1937 S. 42 ). Die Verantwor tungslostgkeít gegenüber der VÖ1k8= 
Gemeinschaft kann selbstverständl ich dann gräfier erscheinen, wenn 
der Täter unter der Herrschaft des ßlutschutzgesetzes bewußt ein 
rasseschänder tsehes Verhältnis neu beginnt, als wenn er nur nicht 
die innere Kraft findet, ein gutgläubig begonnenes verhczıınis Sol= 
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eher Art abzubrechen, nachdem er seiner Unculässtgkeit ínnegewor= 
den ist. 

Insoweit lassen daher die Erwägungen der Strafkammer zur 
Strqfzumessung keinen Rechtsirrtum erkennen. 

Die Strafkammer hat auf.der anderen Seite auch die aus dem 
Sachverhalt erkennbaren Erschwerungsgrunde gewürdigt, Die .Abweg= 
ging zwischen ihnen und dem, was.díe Tat in milderem Zieh: er: 
scheinen laßt, und die darauf zu grundende ENtscheidung über 
Strajart und =hohe ist ausschließlich in -das „freie Ermessen des 
Tatríchters gestellt. » 

- 
Da die Strafbemessung auch sonst in keiner Richtung einen 

Hechtsirrtum erkennen läßt, ist die Revision entsprechend dem An= 
trag des Oberreíchsanwalts zu verwerfen. 
geh. Schultze Haestrup Zi edler 

~Teuffe1 Rohde 


